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Befristete Änderung der 12. Änderung der Verordnung der Hansestadt Lüneburg zur Regelung 

des Taxenverkehrs (Taxenverordnung) sowie 10. Änderung der Verordnung zur Regelung des 

Taxenverkehrs im Landkreis Lüneburg (Taxenverordnung) 

 

Aufgrund der §§ 47 Abs. 3, 51 Abs. 1 und 2 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) vom 

21.03.1961 (BGBl. I S. 241) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBl. I S. 1690) 

in der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit § 16 Abs. 3 Nr. 3 der Verordnung über 

Zuständigkeiten im Bereich Verkehr (ZustVO-Verkehr) vom 03.08.2009 (Nds.GVBl. Nr.17/2009 S.316; 

ber. Nr.18/2009 S.329) in der zurzeit geltenden Fassung sowie § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. Nr. 31/2010, S. 576) in der 

zurzeit geltenden Fassung und der §§ 1 Ziffer 8, 2 Satz 3 und 4 der Zweckvereinbarung zwischen dem 

Landkreis Lüneburg und der Hansestadt Lüneburg vom 10.02.2006 hat der Rat der Hansestadt 

Lüneburg hat in seiner Sitzung vom 13.07.2022 folgende bis zum 31.12.2023 befristete Änderung der 

Verordnung der Hansestadt Lüneburg zur Regelung des Taxenverkehrs vom 10.07.1990 in der Fassung 

der 12. Änderungsverordnung vom 29.08.2019 (Taxenverordnung) sowie der Verordnung zur Regelung 

des Taxenverkehrs im Landkreis Lüneburg (Taxenverordnung) vom 13.10.1997 in der Fassung der 10. 

Änderungsverordnung vom 29.08.2019 beschlossen: 

 

Der Rat der Hansestadt Lüneburg beschließt mehrheitlich, den Vorschlag der GVN zur Sicherung 

des Taxengewerbes befristet bis zum 31.12.2023 anzunehmen. Eine erneute Anpassung des 

Taxentarifes ist nach der Fertigstellung des Gutachtens durch die Verwaltung zu prüfen und dem 

Rat ggf. vorzuschlagen. Sollte das Gutachten noch nicht beauftragt sein, so wird die Verwaltung 

das Gutachten nicht mehr vergeben. 

 

Der Vorschlag der GVN umfasst es, die gleichlautenden §§ 8 der Verordnung der Hansestadt Lüneburg 

zur Regelung des Taxenverkehrs (Taxenverordnung) vom 10.07.1990 in der Fassung der 12. 

Änderungsverordnung vom 29.08.2019 und 7 der Verordnung zur Regelung des Taxenverkehrs im 

Landkreis Lüneburg (Taxenverordnung) vom 13.10.1997 in der Fassung der 10. Änderungsverordnung 

vom 29.08.2019 wie folgt zu fassen:  

 

§ 8 bzw. § 7  

Beförderungsentgelte 

 

(1) Der Fahrpreis setzt sich für das Pflichtfahrgebiet aus dem Bereitstellungspreis, dem Entgelt für die 

Fahrleistung und etwaigen Wartegeldern zusammen, ohne Rücksicht auf die Anzahl der beförderten 

Personen. 

(2) Der Bereitstellungspreis für jede Fahrt beträgt 4,00 Euro, für Fahrten in der Nacht zwischen 23:00 

Uhr und 06:00 Uhr 6,30 €. In diesem Preis ist eine Fahrleistung von 35,71 m oder eine Wartezeit von 

10,59 Sekunden enthalten. 

(3) Das Entgelt für jede weitere Fahrleistung wird wie folgt festgesetzt: 

a) bis zu 4.000 m: 

je angefangene Fahrleistung von je 35,71 m besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro zu 

zahlen (also pro Kilometer 2,80 Euro), 

b) über 4.000 m hinausgehende Fahrleistungen: 

je angefangene Fahrleistung von je 35,71 m besetzt gefahrene Wegstrecke sind 0,10 Euro zu 

zahlen (also pro Kilometer 2,80 Euro). 

(4) Wartezeiten, die durch den Fahrauftrag begründet sind, werden mit 0,10 Euro je 10,59 Sekunden 

(je volle Stunde 34,00 Euro) berechnet. Als Wartezeit gilt jedes zwangsläufige Warten der Taxe nach 

Annahme des Fahrauftrages sowie ein verkehrsbedingtes Halten oder ein langsames Fahren der Taxe. 

(5) Für Fahrten über das Pflichtfahrgebiet hinaus oder von außerhalb dorthin kann der Fahrpreis 

abweichend von Abs. 2, 3 und 4 vor Antritt der Fahrt vorher für die gesamte Fahrstrecke vereinbart 

werden. Kommt keine Vereinbarung zustande, gelten die für den Pflichtfahrbereich festgesetzten 
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Beförderungsentgelte als vereinbart. Der Fahrgast ist vor Antritt der Fahrt auf diese Bestimmung 

hinzuweisen. 

(6) Für die Anfahrt im Pflichtfahrgebiet wird kein Entgelt erhoben. 

(7) Die Mitnahme von Gepäck und Tieren wird nicht berechnet. 

(8) Für vergebliche Anfahrten sind von der Bestellerin oder dem Besteller innerhalb des 

Pflichtfahrgebietes 3,00 

Euro zu zahlen. Für vergebliche Anfahrten außerhalb des Pflichtfahrgebietes ist je Kilometer 

Gesamtstrecke ein Betrag in Höhe von 50% des Satzes nach Abs. 3 zu entrichten, mindestens jedoch 

ein Betrag nach Satz 1. Für die Berechnung dieser Entgelte ist der Fahrpreisanzeiger in diesem Falle 

nicht maßgebend. 

(9) Sondervereinbarungen sind gemäß § 51 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) für 

den Bereich des sitzenden Krankentransports zulässig, soweit die Transporte nicht unter das Nieders. 

Rettungsdienstgesetz fallen. Das Unternehmen ist verpflichtet, den Abschluss von 

Sondervereinbarungen dem Landkreis Lüneburg schriftlich anzuzeigen. 

(10) Ein Hinweis zu den Beförderungsentgelten, Sonderkosten und Zuschlägen ist von außen und innen 

gut sichtbar in einer Größe von DIN A 5 an der Scheibe der hinteren rechten Tür anzubringen. 

Der Hinweis enthält:  

a) die Regelungen zum Bereitstellungspreis in Abs. 2 und zu den entgeltlichen Fahrleistungen 

nach Abs. 3, 

b) Angaben zur Höhe des Wartegeldes und den zeitlichen Voraussetzungen für seine 

Erhebung nach Abs. 4, 

c) Angaben zu den Sonderregelungen in Abs. 5, 

d) den Anfahrtsregelungen in Abs. 6 und 8 und 

e) den Zuschlägen bei Karten- und Rechnungszahlung in § 8 Abs. 4 


